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Perspektiven der Versorgungssicherung der Bevölkerung in
dünn besiedelten Räumen der EU und künftige
Handlungsfelder – Fallstudie: Nordschweden
GÜNTER LÖFFLER

Einleitung

In dünn besiedelten Räumen der EU
nimmt der Aufwand der Bevölkerung
zur Versorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen des Grundbedarfes seit
drei bis vier Jahrzehnten in steigen-
dem Maße zu. Der Grund für diese
Entwicklung ist in der Ausdünnung
des Standortnetzes der Anbieter zu
sehen, die durch den Bevölkerungs-
rückgang und das sich wandelnde
Versorgungsverhalten der Nachfrager
forciert wird. Beides führte und führt
zu einer Abnahme der in dieser
Raumkategorie vorhandenen bzw. ver-
bleibenden Kaufkraft und wirkt sich
somit auf die Entwicklung der räumli-
chen Angebotsstruktur aus. Jedoch
haben nicht nur diese handelsexoge-
nen Einflüsse der Nachfrageseite die
allgemeine Ausdünnung des Standort-
netzes bewirkt, vielmehr beeinflussen
zeitgleich verschiedene handelsendo-
gene Faktoren die Veränderung der
Einzelhandelslandschaft in allen Raum-
kategorien.

Auf der Seite der Einzelhandelsun-
ternehmen setzte Mitte des 20. Jahr-
hunderts ein Wandel der Betriebsfor-
men und damit verbundenen die
Veränderung der Betriebsgrößen und
der Standortansprüche der Verkaufs-
stellen ein, der im Segment des
Lebensmitteleinzelhandels besonders
ausgeprägt war. Die Ursachen für
diesen Wandel basieren auf Konzen-
tration und Rationalisierung. Das
Wachstum der Unternehmen durch
Konzentration und die damit verbun-
dene Kapitalerhöhung erlaubte die
Einführung von Innovationen; im Le-
bensmitteleinzelhandel die Einführung
der Selbstbedienung und eines breite-
ren und tieferen Sortimentes. Derarti-
ge Innovationen erfordern eine Er-
weiterung der Verkaufsflächen und
damit den Umbau der bestehenden
Verkaufsstellen oder den Neubau von
Geschäften an anderen, den jeweili-
gen Betriebsformaten besser ange-
passten Standorten.

Entstehende günstigere Kostenstruk-
turen im Bereich Personal sowie beim
Mietwert und den Sachkosten für die
Geschäftsstellen und erzielte Preis-
vorteile bei der Warenbeschaffung
aufgrund der wachsenden Nachfrage-
macht werden von den Unternehmen
in Form geringerer Preise teilweise an
die Kunden weitergeben. Kapital-
schwache Unternehmen dagegen,
insbesondere die Einbetriebsunterneh-
men in Form von Personen geführten
kleinen Lebensmittelgeschäften, wa-
ren nur selten in der Lage, ihre
Verkaufsstellen den neuen Anforde-
rungen anzupassen und ihre Kosten-
strukturen nachhaltig zu ändern. Ver-
änderte Kundenpräferenzen bei der
Verkaufsstellenwahl führten zu rück-
läufigen Umsätzen und zwangen die
Betriebe kurz- bis mittelfristig zur
Aufgabe. Dieses veränderte Kunden-
verhalten wurde durch eine steigende
Pkw-Verfügbarkeit ermöglicht, die es
erlaubte, auch weiter entfernt gelege-
ne Verkaufsstellen aufzusuchen und
größere Warenmengen pro Einkaufs-
fahrt zu erwerben. Unterstützt durch
die moderne Vorratshaltung konnte so
die Einkaufshäufigkeit sinken. Von
der Bereitschaft der Konsumenten,
bei einem attraktiven Angebot hin-

sichtlich Sortiment und Preis längere
Fahrzeiten in Kauf zunehmen, profi-
tierten die neuen Betriebsformate.

Im Rahmen dieser Entwicklung,
die auf der Angebotsseite als Selekti-
ons- und Umgestaltungsprozess zu
verstehen ist, sank die Zahl der
Verkaufsstellen im Lebensmittelein-
zelhandel im Laufe der letzten Jahr-
zehnte dramatisch. Auf der Nachfra-
gerseite bedeutet diese Entwicklung
eine stetige Zunahme der Wegelängen
bei der Versorgung mit Gütern des
täglichen Bedarfs (Grundversorgung)
in allen Raumkategorien, von der ein
wachsender Anteil der Bevölkerung
betroffen ist. Besonders verschlechtert
hat sich jedoch die Zugänglichkeit für
die Bevölkerung in dünn besiedelten
Räumen.

In einigen Staaten wurde seitens
des Gesetzgebers bereits frühzeitig in
diesen Entwicklungsprozess eingegrif-
fen, um entstehende räumliche Dispa-
ritäten in der Grundversorgung, wenn
nicht zu verhindern, so doch abzu-
schwächen. Neben einem ausschließ-
lich lenkenden Eingreifen durch eine
planungs- und ordnungsrechtliche
Gesetzgebung wie in Deutschland,
können auch direkte oder indirekte
Subventionszahlungen zur Abschwä-

	�&��.
*��������
��

������

���������	
������	���������	�
�
�����������

!��&��
�������������
���

7�����������8���������������
����%��5���������

9� �����������3��������������
:3���������;�����3���������<+�=

9� 4��>��������������������1
���;�?���

9� 4��>��������
�����������������
������������������

1����������

7�����������'������>���<�����*�����
��������'������>��������������

9� 7����������������>����

9� ���*��������*�������@���5

9� ���������������������;������*���

4������������������&�>�����5�������
���*����5��������&����2�A�����>�2
���
�������������;�>���:
����������1B
������������������������*���=

9 �������������������8�����������������:5$3$�������������5�����=

9 &������������������������������������������������������������C����������

	��� !!"
	�����#��$�<�����
�����*#��$�����
��������#�8$3�>���

Abb. 1: Das Akteursdreieck im Einzelhandel
Quelle: nach LÖFFLER und SCHRÖDL 2002, S. 3
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chung der auftretenden räumlichen
Disparitäten in der Grundversorgung
eingesetzt werden.

Die skizzierte Entwicklung im Ein-
zelhandel wird damit von drei Ak-
teursgruppen – den Anbietern, den
Nachfragern und den politischen Ent-
scheidungsträgern – beeinflusst und
ist immer eingebettet in das sozioöko-
nomische Milieu des jeweiligen Lan-
des. Die Ursache-Wirkungs-Relatio-
nen in diesem Akteursdreieck lassen
sich nur partiell eindeutig aufzeigen
(Abb. 1).

Grundprobleme der Versorgung in
dünn besiedelten und peripheren
Räumen

Innerhalb der EU gibt es zahlreiche
Teilräume, die eine relativ geringe
Bevölkerungsdichte aufweisen. Neben
Gebirgsregionen oder anderen un-
wirtlichen Teilräumen sind dies häufig
solche Gebiete, die durch eine peri-
phere Lage innerhalb eines Mitglieds-
staates bzw. in der EU gekennzeichnet
sind. Auf die Grundversorgung der
Bevölkerung wirkt sich sowohl eine
periphere Lage als auch eine geringe
Bevölkerungsdichte negativ aus. Die
periphere Lage eines Teilraumes be-
deutet, dass er abseits des Zentrums
oder der Zentren des Gesamtraumes
liegt. Dieser topologisch distanzielle
Aspekt von Peripherie bedeutet für
den Austausch von Waren auch heute
noch eine erschwerte Zugänglichkeit
oder Erreichbarkeit in beiden Rich-
tungen. Die Überwindung dieses räum-
lichen Distanzwiderstandes erfordert
einen höheren Aufwand an Zeit und
Kosten. Aufgrund der geringen Bevöl-
kerungsdichte, wenige Einwohner auf
großer Fläche, ergeben sich zwei
weitere Problemkreise. Zum einen
sind ebenfalls die intraregionalen Ent-
fernungen relativ groß, was häufig zu
Peripherien in der Peripherie führt,
zum anderen sind die Warenmengen,
die in diese Räume eingeführt werden
müssen relativ gering, d. h. kleine
Volumina bei langen Wegen.

In der Zusammenschau ergeben
sich lange Versorgungsketten vom
Produzenten oder Großhändler über
den Einzelhändler zum Endverbrau-
cher. Die anfallenden Transportkosten
und Mindermengenpreise schlagen sich
beim Einzelhändler in höheren Ver-
kaufspreisen nieder und erhöhen sich
nochmals für den Konsumenten durch

dessen Distanzüberwindungskosten.
Durch die geringe Zahl der Konsu-
menten und das damit beschränkte
Marktpotenzial führt der skizzierte
generelle Wandel der Betriebsformen
in diesen Räumen zur Aufgabe von
Verkaufsstellen. Während beispiels-
weise in Schweden im Jahr 1950 im
Durchschnitt noch 180 Einwohner auf
ein Lebensmittelgeschäft kamen, wa-
ren es 1960 bereits 312 und im Jahr
1970 622 Einwohner. Heute (2002)
versorgt in Schweden ein Lebensmit-
telgeschäft durchschnittlich 1450 Ein-
wohner (LÖFFLER 2004, S. 21). Werden
diesen Werten, die eine erste Aussage
zum notwendigen Kundenpotenzial
im Einzugsbereich einer Verkaufsstel-
le erlauben, die absoluten Einwohner-
zahlen in dünn besiedelten Räumen
gegenübergestellt, so wird deutlich,
das in Folge dieser Entwicklung unter
dem Aspekt einer betriebswirtschaft-
lichen Rentabilität die Schließung von
Verkaufsstellen erfolgte.

Verstärkt wird dieser Prozess durch
die zeitgleich ablaufenden strukturel-
len Veränderungen in dünn besiedel-
ten Räumen. Kennzeichen sind hier
die sinkende Zahl der Arbeitsplätze
im primären Sektor ohne ausreichen-
de und nachhaltige Kompensation
durch Erwerbsmöglichkeiten in den
anderen Sektoren. Die in Folge ein-
setzende Abwanderung, insbesondere
der ökonomisch aktiven Bevölkerungs-
gruppen, häufig zusätzlich verbunden
mit einer hohen Auspendlerrate, führt
dann zu Bevölkerungsverlusten und
zum Schrumpfen des Nachfragepoten-
zials für Waren und Dienstleistungen
in diesen Räumen. Intraregionale
Wanderungen, gerichtet auf den zen-
tralen Ort führen zusätzlich zu einer
Bevölkerungsentleerung in der Flä-
che. Am Beispiel von Schweden und
ausgewählter Teilräume wird im Fol-
genden auf die konkreten Auswirkun-
gen dieser Prozesse weiter eingegan-
gen.

Entwicklung und Zustand der
Versorgungssituation in dünn besie-
delten peripheren Räumen Schwe-
dens seit den 1960er Jahren

Aufgrund der Bevölkerungsverteilung
und -dichte in Schweden zeichnen
sich die durch den Abschmelzungs-
prozess der Verkaufstellen im Lebens-
mitteleinzelhandel auftretenden Pro-
bleme für die ländlichen peripheren

Räume bereits seit den 1960er Jahren
ab. So nahm in Schweden insgesamt
die Zahl der stationären Lebensmit-
telgeschäfte von rund 39 000 im Jahr
1950, über 24 000 im Jahr 1960 bis
1970 auf 11 500 ab (JACOBSSON 1998,
S.16). Eine differenzierte Unterschei-
dung der Verkaufsstellen nach einzel-
nen Betriebsformen im Lebensmittel-
einzelhandel und deren Entwicklung
ist seit 1975 möglich. Der in Abbil-
dung  2 ersichtliche generelle Rück-
gang von 10 300 Geschäften mit Wa-
ren des täglichen Bedarfs im Jahr
1975 auf nur noch 6192 im April 2003
war verbunden mit einem Wandel der
Betriebsformen, dessen Determinan-
ten in der Einführung bereits skizziert
wurden. Da eine ausführliche Darstel-
lung des Betriebsformenwandels im
schwedischen Lebensmitteleinzelhan-
del an anderer Stelle erfolgte (LÖFF-
LER 2004), wird hier nur auf die für
die Versorgung der dünn besiedelten
peripheren Räume direkt relevanten
Betriebsformen eingegangen.

In Abbildung 2 fällt der starke
Rückgang der Geschäfte mit weniger
als 400 m2 Verkaufsfläche besonders
auf, die nicht zur Kategorien der
Servicebutiken und Trafikbutiken ge-
hören (zur Definition vgl. Abb. 2). In
der schwedischen Statistik werden
diese Geschäfte, deren Verkaufsflä-
chen überwiegend 100 m2 bis 250 m2

betragen, als Restkategorie geführt
(övriga dagligsvarubutiker). Die Ser-
vice- und Trafikbutiken stellen dage-
gen eine neue Betriebsform dar, die
seit den 1970er Jahren zunehmend an
Bedeutung gewinnt. In den letzten
Jahren treten sie in ländlichen Räu-
men sowohl in den zentralen Orten
als auch an bedeutenden Fernstraßen
in Form der Trafikbutik verstärkt auf
und gewinnen dort für die Grundver-
sorgung immer stärker an Bedeutung.

Die Geschäfte des täglichen Be-
darfs mit mehr als 400 m2 werden
statistisch in drei weitere Kategorien
eingeteilt, die Supermärkte, die Hy-
permärkte und die Warenhäuser der
Innenstädte. Für den ländlichen Raum
sind aus dieser Gruppe nur die
Supermärkte von direkter Bedeutung,
die in ihrem Vorkommen auf die
zentralen Orte beschränkt sind. Indi-
rekt wirkt sich jedoch auch die stei-
gende Zahl der Hypermärkte auf die
Grundversorgung in ländlichen Räu-
men aus, da sie insbesondere in
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stadtnahen Bereichen den kleineren
Geschäften vor Ort Kaufkraft entzie-
hen (LÖFFLER u. SCHRÖDL 2002). Für
die Grundversorgung in dünn besie-
delten ländlichen Räumen kommt
den Geschäften, die in der Kategorie
der „övriga dagligsvarubutiker“ zu-
sammengefasst sind, die größte Be-
deutung zu.

Der starke Rückgang bei den klei-
neren (Bedienungs-)Geschäften die-
ser Kategorie setzte in den 1950er und
1960er Jahren ein. Die noch heute
bestehenden Geschäfte gingen über-
wiegend aus diesen traditionellen Le-
bensmittelgeschäften hervor. Neben
der Umstellung auf Selbstbedienung
und der Erweiterung der Verkaufsflä-
chen diversifizierten viele von ihnen
ab den 1970er Jahren auch ihr Ange-
bot durch die Übernahme verschiede-
ner Dienstleistungen wie Post-, Bank-

und Apothekendienste oder durch
einen Bestellservice für Spirituosen
und andere nicht im Sortiment enthal-
tene Waren. Die Errichtung von Tank-
säulen für den Treibstoffverkauf oder
der Betrieb eines Verkaufsbusses wur-
den zu zusätzlichen Einnahmequellen.
Trotzdem war der generelle Abschmel-
zungsprozess der Geschäfte in der
Raumkategorie des glesbygd nicht
aufzuhalten.

Der Begriff glesbygd kann allge-
mein mit „dünn besiedeltes Gebiet“
übersetzt werden. Neben dieser allge-
meinen Definition haben das Statisti-
sche Zentralamt (Statistiska central-
byrån), das Amt für die Entwicklung
ländlicher Gebiete (glesbygdsverket)
sowie die Provinzregierungen (läns-
styrelserna) eigene Definitionen und
damit räumliche Abgrenzungen vor-
genommen. Im Folgenden werden die

Definitionen des glesbygdsverket und
der länsstyrelserna verwendet. Das
glesbygdsverket stellt in seiner Defini-
tion seit 1996 insbesondere auf die
Pkw-Erreichbarkeit ab (ARL 2001, S.
64 u. 392). In einer Studie von 1997
wird außerhalb der 45-Minuten Iso-
chrone noch zusätzlich die Kategorie
landsbygd (ländlicher Raum) ausge-
gliedert, die durch eine höhere Be-
siedlungsdichte als das eigentliche
glesbygd gekennzeichnet ist (GBV &
KO 1997, S. 26ff.). Die Karte 1 zeigt
die Einteilung in diese vier Raumka-
tegorien.

Die Provinzregierungen haben ih-
rerseits seit 1994 das glesbygd als
„zusammenhängendes Gebiet mit dün-
ner, disperser Besiedlung und in gro-
ßer Entfernung zu größeren Orten,
Arbeitsplätzen und Dienstleistungen
definiert. Ziel dieser Definition ist die
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Abb. 2:  Entwicklung der Betriebsformen im schwedischen Lebensmitteleinzelhandel 1975-2003
Quellen: StatJb 1974ff. und DELFI Marknads Partner AB
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Abgrenzung von Fördergebieten, in
denen Unternehmen von Fördermaß-
nahmen für den ländlichen Raum
profitieren können“ (ARL 2001, S.
64). Die Kriterien zur Abgrenzung
obliegen dabei den einzelnen Provinz-
regierungen. In der Karte 2 sind die
Fördergebiete der Provinzregierungen
dargestellt, die auch im Kontext mit
der Sicherung der Grundversorgung
der Bevölkerung für die Maßnahmen
herangezogen werden, auf die im
Folgenden eingegangen wird.

Aufgrund des Abschmelzungspro-
zesses im Lebensmitteleinzelhandel
gab das Innenministerium bereits 1969
eine Studie zu Auswirkungen und
Interventionsmöglichkeiten in Auftrag.
Ihre Ergebnisse wurden 1972 unter

dem Titel „Kommersiell service i
glesbygder“ veröffentlicht (SOU 1972)
und bildeten die Grundlage eines
Gesetzes zur Subventionierung der
Versorgung im glesbygd. Als aktuelle
und künftig zu erwartende Problem-
kreise in der Versorgungskette von
der Produktion bis zum Endverbrau-
cher wurden damals bereits erkannt:
• Die Belieferung der Einzelhandels-

geschäfte: Mittel- bis langfristig wird
die Zunahme der räumlichen Kon-
zentration in der Lebensmitteler-
zeugung und im Standortnetz des
Großhandels mit sich verändernden
Distributionskonzepten zur Steige-
rung der Belieferungskosten der
Geschäfte und zur Senkung der
Lieferfrequenzen führen.

• Die Rahmenbedingungen der Ge-
schäfte: Die Abnahme der Umsätze/
Kaufkraft durch den Bevölkerungs-
rückgang im glesbygd; die Verstär-
kung dieses Prozesses durch sinken-
de lokale Kaufkraftbindungsquoten
aufgrund abnehmender Attraktivität
der bestehenden Geschäfte und stei-
gender Mobilitätsbereitschaft be-
stimmter Haushaltstypen sowie das
Ausbleiben von Investitionen auf-
grund der ungünstigen Altersstruk-
tur der Geschäftsinhaber und der
relativ sinkenden Unternehmerge-
winne.

• Die Zugänglichkeit zum Warenange-
bot: Die stattfindende Ausdünnung
des Standortnetzes im Lebensmit-
teleinzelhandel und bei weiteren
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Karte 1: Raumkategorien in Schweden nach Pkw-
Erreichbarkeit
Quelle: ARL 2001, S. 392

Karte 2: Fördergebiete der Provinzregierungen in Schweden
Quelle: GBV & KO 1997, S. 25
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Dienstleistungsanbietern führt zu
einer deutlichen Zunahme des We-
geaufwandes / der Transportkosten
für zahlreiche Haushalte insbe-
sondere im glesbygd.

Die eingeleiteten Maßnahmen im
Zusammenhang mit dem Gesetz zur
Versorgungssicherung der Bevölke-
rung peripherer Räume mit Waren
des täglichen Bedarfs wurden auf
einzelne Aspekte der drei Problem-
kreise abgestimmt. Die eingeführten
Investitionshilfen und Kreditgarantien
sollten der Modernisierung der Ge-
schäfte und einer Diversifizierung
hinsichtlich weiterer Dienstleistungs-
angebote sowie der Erweiterung der
Lagerkapazität zur Aufstockung des
Warenbestandes bei Belieferungspro-
blemen und der Schaffung einer mo-
bilen Versorgung durch Warenbusse
dienen. Die Betriebsunterstützungen
wurden vorgesehen, um eintretende
Verluste durch sinkende Umsätze ab-
zufedern. Ergänzend sollten die Bei-
hilfen zur Warenauslieferung die stei-
genden Transportkosten betroffener
Haushalte ausgleichen. Diese Subven-
tionsmöglichkeiten wurden erstmalig
zum Geschäftsjahr 1973/1974 einge-
führt. Die Ausführung erfolgt durch
die Provinzverwaltungen.

Zum 1. Juli 1982 galten beispiels-
weise gemäß Reichstagsbeschluss zur
neuen Regionalpolitik vom 1. Juni
1982 die folgenden kurz zusammenge-
fassten Subventionsformen (SFS 1982):
• Abschreibungs- und Investitionsdar-

lehen können für stationäre Ge-
schäfte zwecks Neu-, An- oder
Umbau, Einrichtung, Ausstattung
sowie Reparaturen und für Waren-
busse und ihre Ausstattung (An-
schaffung und Reparaturen) bis 50 %
der Investitionskosten, im Zusam-
menhang mit einem Investitionsdar-
lehen bis 66,6 % der Kosten ge-
währt werden.

• Kreditgarantien können zur Absi-
cherung der Investitionsdarlehen
bzw. für Ankauf und Vorhaltung von
Waren übernommen werden.

• Betriebsunterstützungen für Ge-
schäfte sind möglich. Die Unterstüt-
zung ist auf 50 000 SEK im Jahr
begrenzt und wird maximal für ein
Jahr und ein weiteres in Folge
gewährt.

• Warenauslieferungsbeihilfen werden
von den Kommunen ausgezahlt. Die
Kommunen erhalten i. d. R. 35 % –

beim Vorliegen besonderer Gründe
höchstens 50 % – von der Provinz-
regierung erstattet.

Die Rahmenbestimmungen wurden
seit ihrer Einführung bis heute regel-
mäßig modifiziert (z. B. SFS 1994, SFS
1996). Dabei kam insbesondere der
Abgrenzung der Raumkategorien, in
denen subventioniert werden kann,
eine besondere Bedeutung zu (vgl.
oben). Diese Subventionen können
nicht von Filialunternehmen in An-
spruch genommen werden, sondern
sind nur zur Unterstützung der selbst-
ständigen Einzelhändler vorgesehen.
Seit Mitte der 1990er Jahre werden
Verkaufsstellen für Waren des kurz-
fristigen Bedarfs, für Kraftstoffe und
Waren des Facheinzelhandels Ab-
schreibungsdarlehen bis zu 50 %, in
besonderen Fällen bis 85 % der Inves-
titionssumme gewährt. Für Verzinsung
und Tilgung sind Rahmenbedingun-
gen vorgegeben. Die Betriebsunter-
stützungen sind nun auf 150 000 SEK
im Jahr begrenzt und werden für ein
Jahr und ein weiteres in Folge ge-
währt. Sie können insgesamt nur
maximal drei Jahre gezahlt werden.
Die Warenauslieferungsbeihilfen wer-

den weiterhin von den Kommunen
ausgezahlt. Die Ausführungsbestim-
mungen innerhalb der gesetzlichen
Rahmenbedingungen legen die Pro-
vinzregierungen fest.

Diese Mittel kommen im Wesentli-
chen dem stationären Lebensmittel-
einzelhandel und der mobilen Versor-
gung durch Warenbusse zu. Daneben
wird die Versorgung mit Kraftstoffen
und seit Ende der 1980er Jahre zum
Teil auch der Fachhandel subventio-
niert. Abbildung 3a zeigt die Höhe
der Subventionsleistungen für ganz
Schweden in laufenden Preisen für
den Zeitraum 1974 bis 2003, Abbil-
dung 3b die Zahl der Betriebe, die im
Zeitraum 1985 bis 1996 in jeder
Maßnahme subventioniert wurden. Die
Betriebe waren bei der Inanspruch-
nahme dieser Subventionen anfäng-
lich eher zurückhaltend. In den Ge-
schäftsjahren 1978/1979 und 1979/1980
wurde erstmalig jeweils ein höherer
Betrag von insgesamt ca. 10 Mio. SEK
(in laufenden Preisen) abgerufen.
Bereits ein Jahr danach erreichten
dann die Subventionszahlungen in lau-
fenden Preisen Beträge über 20 Mio.
SEK. Eine Umrechnung in feste Preise
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Abb. 3a: Subventionszahlungen in laufenden Preisen 1974 bis 2003 in Mio. SEK
Quelle: Konsumentverket 1996 und 2004
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(LÖFFLER 2002, S. 235) zeigt, dass
weitgehend ein zeitlicher Trend in der
Höhe der Zahlungen fehlt. In der
Darstellung fällt das Geschäftsjahr

1994/1995 durch besonders hohe Sub-
ventionsleistungen auf. In diesem Jahr
wurden 511 Anträge auf Investitions-
beihilfen inklusive zusätzlicher Mittel

für Umweltinvestitionen bewilligt. Die
Durchschnittliche Bewilligungssumme
lag bei 107 000 SEK pro Antragstel-
ler. Neben 25,8 Mio. SEK in der
normalen Förderung wurden Umwelt-
investitionsmittel zur Umstellung auf
FCKW-freie Kühlaggregate (17,9 Mio.
SEK) und zur Nachrüstung von Tank-
säulen (11,2 Mio. SEK) gewährt.

Die Höhe der Betriebsunterstüt-
zungen betrug insgesamt 19,5 Mio.
SEK und wurde von 195 Geschäften
bezogen, so dass im Durchschnitt
jedes Geschäft 100 000 SEK erhielt.
Die Warenauslieferung an die Haus-
halte wurde in 140 Kommunen durch
die Provinzregierungen mit insgesamt
6 Mio. SEK bezuschusst. Bei einem
Zuschuss von i. d. R. 35 % zur
Subvention, die durch die Kommunen
insgesamt gezahlt wird, entspricht dies
einem Gesamtbetrag von mehr als
17 Mio. SEK. Damit wurden im Ge-
schäftsjahr 1994/1995 insgesamt mehr
als 90 Mio. SEK an Subventionen zur
Versorgungssicherung in peripheren
Räumen des Landes durch die Pro-
vinzregierungen und die Kommunen
verausgabt.

Die subventionierten Geschäfte er-
zielten in diesem Jahr im Durch-
schnitt einen Umsatz von 5,2 Mio.
SEK und versorgten durchschnittlich
340 Einwohner in einem Umkreis von
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Abb. 3b: Zahl der Subventionsnehmer nach Subventionsarten 1985 bis 1996 (inkl.
Mehrfachzählungen)
Quelle: Konsumentverket 1996
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Abb. 4:  Erreichbarkeit/Zugänglichkeit des nächstgelegenen Dienstleistungsangebotes für Haushalte in Schweden (4a) und in der
Provinz Västerbotten (4b)
Anteil der Haushalte insgesamt und der Haushalte im glesbygd nach Entfernungsklassen
Quelle: GBV & KO 1997, Bilaga 2
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2,5 km um den Standort bei einer
Kaufkraftbindung von ca. 80 %. Mehr
als die Hälfte dieser Geschäfte liegt
jedoch in Orten mit weniger als 200
Einwohnern. Die Mehrzahl von ihnen
übernimmt zusätzlich zahlreiche Dienst-
leistungen (Konsumentverket 1995, S.
6). Gerade in diesen kleineren Sied-
lungseinheiten hat sich trotz der Sub-
ventionierungen die Versorgungssitua-
tion deutlich zugespitzt, denn im
Zeitraum von 1990 bis 1996 ist die
Zahl der Geschäfte außerhalb von
Siedlungen mit mehr als 200 Einwoh-
nern um 34 % von 1101 auf 727
zurückgegangen (GBV & KV 1997,
S. 77).

Zur Einschätzung des Versorgungs-
grades der Bevölkerung hat das gles-
bygdsverket gemeinsam mit dem kon-
sumentverket (Amt für Verbraucher-
fragen) in der Studie von 1997 die
Zugänglichkeit zum Waren- und
Dienstleistungsangebot untersucht.
Dabei wurde allen schwedischen Haus-
halten eine von fünf Entfernungsklas-
sen zum Erreichen des nächst gelege-
nen Angebot zugewiesen. In Abbil-
dung 4a werden die relativen Anteile
für die Entfernungsklassen für die
mehr als 3,8 Mio. Haushalte in Schwe-
den insgesamt und für die ca. 84 Tsd.
Haushalte im glesbygd angegeben.
Zum Vergleich zeigt Abbildung 4b
noch die Zugänglichkeit der Haushal-
te zum Waren- und Dienstleistungsan-
gebot für die Provinz Västerbotten.
Neben der Erreichbarkeit des nächst-
gelegenen Lebensmittelgeschäftes ist
jeweils die zu Postdienstleistungen,
zum Apothekendienst sowie zur nächs-
ten Tanksäule dargestellt.

In Schweden ist für 64 308 Haus-
halte (1,69 %) der Weg zum nächstge-
legenen Lebensmittelhändler länger
als 10 km. Für die Raumkategorie des
schwedischen glesbygd sind es 16,41 %
oder 13 788 Haushalte, die einen Weg
von mehr als 10 km zum nächsten
Lebensmittelgeschäft zurücklegen
müssen. Vergleicht man die durch-
schnittliche Entfernung zum nächsten
Lebensmittelgeschäft für alle schwe-
dischen Haushalte im Jahr 1995, so
betrug sie 3 660 m, die aller Haushalte
im glesbygd 6 880 m. Seit dieser Un-
tersuchung ist die Zahl der Lebens-
mittelgeschäfte weiter gesunken. Ein
Vergleich der Abschmelzungsraten
zwischen 1996 und 2001 zeigt, dass
der Schwerpunkt des Rückganges nach

wie vor in ländlichen Räumen liegt.
Im glesbygd war ein Rückgang um
12 %, im landsbygd um 14 % zu
verzeichne, während die städtischen
Räume nur 6 % der Lebensmittelge-
schäfte in diesen fünf Jahren verloren.
Der deutliche Rückgang von Ver-
kaufsstellen im ländlichen Umland
der Städte in den 1990er Jahre ist
dabei vor allem auf die Zunahme von
Hypermärkten zurückzuführen, wie
an anderer Stelle ausführlich darge-
legt (LÖFFLER u. SCHRÖDL 2002; LÖFF-
LER 2004, S. 23f.).

Bevor auf die Frage der weiteren
Entwicklung der Grundversorgung und
auf alternative Maßnahmen zu ihrer
Sicherung in ländlichen Räumen ein-
gegangen wird, sollen anhand der
Provinz Västerbotten die Effekte der
bisherigen Subventionierungen be-
trachtet werden.

Entwicklung und aktuelle Struktur in
der Provinz Västerbotten, Nord-
schweden

Wie aus der Karte 1 hervorgeht,
besitzt die Provinz Västerbotten wie
auch die anderen nordschwedischen
Provinzen einen hohen Anteil an
Flächen, die dem glesbygd zuzurech-
nen sind. Etwa ein Fünftel der Bevöl-
kerung in Västerbotten, rund 22 000
Haushalte, lebte Mitte der 1990er
Jahre im glesbygd. Diese Provinz
weist damit die höchste Zahl in dieser
Raumkategorie lebender Einwohner
von allen schwedischen Provinzen auf.
Daher hatte in Västerbotten in den
letzten Jahrzehnten die Frage der
Versorgungssicherung einen hohen
Stellenwert. Die in diesem Kontext
durchgeführten Untersuchungen er-
möglichen es, den Entwicklungspro-
zess detaillierter nachzuvollziehen
(Länsstyrelsen Västerbotten 1982; WI-
BERG 1983). Bevor auf die Subventio-
nen nach dem Gesetz zur Versor-
gungssicherung in Västerbotten und
ihre Wirkungen eingegangen wird, ist
die Entwicklung im Lebensmittelein-
zelhandel kurz zu skizzieren.

Zwischen 1965 und 1980 hat sich
die Zahl der Geschäfte in einem Teil
der peripheren Räume von Västerbot-
ten (1980 definiert als periphere Räu-
me ohne Siedlungen mit mehr als
1000 Einwohnern) nahezu halbiert.
Von 231 Geschäften im Jahr 1965
waren 1980 nur noch 125 vorhanden,
was einem Rückgang auf 54,1 %

entspricht (1965 = 100). Betrachtet man
nur den Rückgang der Konsum Filialen
im selben Zeitraum, so sank ihre An-
zahl von 58 auf 27 bzw. auf 46, 6 %
(Länsstyrelsen Västerbotten 1982). An-
hand eigener Untersuchungen ergab
sich zwischen 1980 und 1997 für alle
Geschäfte im selben Gebiet ein Rück-
gang von 125 auf 98; bezogen auf 1980
entspricht dies einem Rückgang auf
78,4 % und im glesbygd von Väster-
botten insgesamt von 186 auf 141
(75,8 %). Für die Filialen von Kon-
sum Nord ergibt sich im Vergleichs-
zeitraum ein Rückgang auf 40,7 %
bzw. auf 56,8 %. Das bedeutet, dass
im Zeitraum 1965 bis 1980 jährlich im
Mittel 10 Geschäfte pro Jahr ver-
schwanden, im Zeitraum 1980 bis
1997 dagegen durchschnittlich nur
noch fünf bis sechs Geschäfte. Neben
den stationären Einzelhandelsgeschäf-
ten der Grundversorgung gab es in
den 1960er und 1970er Jahren in
Västerbotten noch 14 Warenbusse zur
mobilen Versorgung. Bis 1980 war ihre
Zahl bereits auf 11 Warenbusse zu-
rückgegangen. Heute spielen Waren-
busse in Västerbotten keine Rolle
mehr.

Zu dieser Verlangsamung des Ab-
schmelzungsprozesses bei den Einbe-
triebsunternehmen haben mit hoher
Wahrscheinlichkeit die Subventions-
leistungen nach dem Gesetz zur Ver-
sorgungssicherung beigetragen. Sie
wurden in Västerbotten erstmalig  im
Geschäftsjahr 1974/1975 von drei Ge-
schäften in Höhe von insgesamt
0,34 Mio. SEK (in laufenden Preisen)
in Anspruch genommen. 1980/1981
und 1981/1982 betrug die Anzahl der
Betriebe bereits je 25, die Höhe der
Zahlungen stieg in laufenden Preisen
auf  3,3 bzw. 5,3 Mio. SEK. Insgesamt
wurden in diesem ersten Zeitraum ca.
13 Mio. SEK für 67 Geschäfte bewil-
ligt, 17 Geschäfte erhielten eine Kre-
ditgarantie von zusammen 1,86 Mio.
SEK. Für die Schaffung einer mobilen
Versorgung durch drei Warenbusse
wurden zusätzlich 0,45 Mio. SEK an
Investitionshilfen an Unternehmen
ausgezahlt. Insgesamt erhielten 15
Geschäfte bis zum 30.06.1982 0,58 Mio.
SEK Betriebsunterstützungen. Sie er-
reichten in Västerbotten im Jahr 1995
bereits 3,5 Mio. SEK.

Die Warenauslieferungsbeihilfen
setzten 1975/1976 ein. Der Anteil der
Provinzverwaltung steigerte sich von
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2000 SEK (1975/1976) auf 351 199
SEK im Geschäftsjahr 1980/1981, in
dem mit diesem Betrag 146 699 Aus-
lieferungen in Västerbotten unter-
stützt wurden. Die Warenauslieferung
an weniger mobile Bevölkerungsgrup-
pen im glesbygd brachte den Einzel-
händlern zusätzliche Warenumsätze
aus diesem Distanzgeschäft. Auch
heute sind sie von erheblicher Bedeu-
tung, wie die Höhe der Subventions-
zahlungen durch die Provinzregierung
von insgesamt 1,334 Mio. SEK des
Jahres 2002 belegt.

Die detaillierte Entwicklung der
Subventionsleistungen nach den ein-
zelnen Bereichen ist an anderer Stelle
ausführlich dokumentiert (LÖFFLER

2002, S. 235). Mit Hilfe dieser Subven-
tionen konnten die Geschäfte die
erforderliche Investitionen tätigen und
die Geschäftsräume modernisieren,
die Lagekapazitäten ausbauen und ihr
Angebot im Dienstleistungsbereich
diversifizieren, um so zusätzliche Ein-
nahmen zu erzielen. Als solche zusätz-
lichen Versorgungsfunktionen, die die
Verkaufsstellen übernahmen, sind 1980
besonders häufig zu finden: Lotto-
und Wettannahme, Kraftstoffvertrieb,
Bestellannahme und Auslieferung von
Medikamenten, Spirituosen und sons-
tiger Waren sowie Postdienste. Mit
diesen Zusatzfunktionen, die in dieser
Vielfalt auch heute von den Einzel-
händlern angeboten werden, konnten
sie ein ergänzendes Einkommen er-
zielen, dessen Höhe in einer Befra-
gung von 1980/1981 mehrheitlich mit
einigen tausend SEK pro Jahr angege-
ben wurde (Länsstyrelsen Västerbot-
ten 1982). Für die Mitte der 1990er
Jahre ergibt sich in Einzelhandelsge-
schäften mit etwa 3 Mio. SEK Jahres-
umsatz als durchschnittlicher Brutto-
gewinn aus den Zusatzfunktionen ein
Betrag von ca. 100 000 SEK (HPi
1997, S. 14).

Im Geschäftsjahr 1996/1997 wurde
von den 141 Geschäften in den
ländlichen Räumen von Västerbotten
ein mittlerer Umsatz von 4,2 Mio.
SEK erzielt. In festen Preisen ergibt
sich somit eine Steigerung des mittle-
ren Umsatzes von lediglich 0,5 Mio.
SEK pro Geschäft gegenüber 1979.
Diesem Betrag steht jedoch die durch
die Schließung von 45 Geschäften
freigewordene Kaufkraft gegenüber.
Vergleicht man den Gesamtumsatz im
glesbygd zwischen 1979 und 1996/1997

in festen Preisen, so ergibt sich
insgesamt ein absoluter Umsatzrück-
gang von 10 %.

Ein Vergleich der Einwohnerzah-
len in den Kundeneinzugsbereichen
der Geschäfte zeigt, dass der Ab-
schmelzungsprozess zu ihrer Erwei-
terung und somit zu einer Zunahme
der Zahl der Haushalte zwischen
1979 und 1996/1997 geführt hat. Zum
Kundeneinzugsbereich eines Geschäf-
tes werden die Haushalte gezählt, für
die alle anderen Einkaufsalternati-
ven eine größere Entfernung aufwei-
sen. Bei einer durchschnittlichen Zahl
von 2,6 Personen pro Haushalt ge-
hörten 1979 im Mittel 126 Haushalte
und 1996/1997 170 Haushalte dem
Einzugsbereich eines Geschäftes in
Orten mit weniger als 1000 Einwoh-
nern an. Die damalige Kaufkraftbin-
dungsquote lag damit in dieser Raum-
kategorie bei 64 % und sank bis zum
Jahr 1996/97 um 8 % auf 56 %.
Diese Entwicklung erklärt sich nicht
aus dem leichten Bevölkerungsrück-
gang, sondern vor allem aus dem
veränderten räumlichen Einkaufs-
verhalten, wie das Absinken der
Kaufkraftbindung zeigt.

Bei der Interpretation der Umsatz-
zahlen darf der Anteil aus dem
Tourismus nicht vernachlässigt wer-
den. Insbesondere im Gebirge hat er
für einige Standorte eine relativ große
Bedeutung. Für das Jahr 1980 wird der
Anteil aus dem Tourismus in Standor-
ten der Kommune Storuman mit
hohen Übernachtungszahlen mit 60
bis 75 % angegeben, in dem Fremden-
verkehrsort Ammernäs in der Kom-
mune Sorsele mit ca. 35 bis 40 %,
während er insgesamt in den Gebirgs-
gemeinden (Fjäll-Kommunen) in etwa
bei 10 bis 15 % liegt (Länsstyrelsen
Västerbotten 1982). Für die 1990er
Jahre konnte anhand eigener Unter-
suchungen gezeigt werden, dass weiter-
hin deutliche Umsatzanteile aus dem
Tourismus resultieren, die zusätzlich
durch grenzüberschreitende Zuflüsse
an Kaufkraft aus Norwegen noch
verstärkt werden (LÖFFLER 2003, 2004,
S. 23 ).

Eine räumliche Differenzierung der
Höhe der Subventionszahlungen in
Västerbotten ist für den Zeitraum
1989/1990 bis 1996/1997 möglich. In-
nerhalb dieses Zeitraumes erhielt ein
großer Teil der insgesamt 306 Ge-
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Karte 3:  Summe der Subventionszahlungen 1989/90 bis 1996/97 pro Einwohner und
Geschäft nach Einzugsbereichen der Geschäfte in der Provinz Västerbotten.
Quelle: Die Basisdaten wurden freundlicher Weise vom Konsumentverket (Stockholm) zur Verfügung
gestellt.
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schäfte eine Unterstützung oder be-
teiligte sich an den Warenauslieferun-
gen. Aggregiert auf die 156 Geschäfts-
standorte zeigt die Karte 3 die Summe
der gewährten Subventionen des Zeit-
raumes 1989/1990 bis 1996/1997 pro
Einwohner im Kundeneinzugsbereich
der Geschäftsorte. Der Mittelwert
aller Zahlungen in diesen acht Jahren,
bezogen auf alle 156 Geschäftsorte
mit ihren Kundeneinzugsbereichen,
liegt bei 240 SEK pro Einwohner oder
bei 30 SEK pro Kopf und Jahr.
Werden nur die 104 Geschäftsorte bei
der Berechnung berücksichtigt, in die
Subventionen geflossen sind – nicht
alle Geschäfte haben einen Anspruch,
andere liegen außerhalb des Förder-
gebietes –, ergibt sich für acht Jahre
ein mittlerer Betrag von 857 SEK und
somit 107 SEK pro Kopf und Jahr. Aus
Karte 3 gehen die räumlichen Schwer-
punkte der Subventionierung der
Grundversorgung pro Einwohner her-
vor. In die dünn besiedelten Räume
der Fjäll- und Inlandskommunen flie-
ßen zum Teil für wenige Einwohner
hohe Zahlungen, um ein Geschäft zu
erhalten. Gleichzeitig wird jedoch
auch die Subventionierung des Küs-
tengebietes mit dichterer Besiedlung
und besserer Zugänglichkeit zum Wa-
renangebot deutlich.

Zusammenfassend lässt sich fest-
stellen, dass diese Maßnahmen zur
Versorgungssicherung der Bevölke-
rung beigetragen haben und beitra-
gen. Als Beleg für diese Tatsache
lassen sich die parallel für Einbe-
triebsunternehmen und das Filialun-
ternehmen Konsum Nord angegebe-
nen Schließungsraten zwischen 1965
und 1997 werten. Während im ersten
Zeitraum sowohl von Ein- als auch
von Mehrbetriebsunternehmen ein
vergleichbarer Anteil der Geschäfte
schloss, ging die Schließungsrate der
Einbetriebsunternehmen nach 1980
deutlich zurück. Dagegen lag auch in
diesem Zeitraum der relative Rück-
gang von Konsum Filialen in einer
vergleichbaren Größenordnung wie
zwischen 1965 und 1980. Hier kann
unterstellt werden, dass im Wesentli-
chen die dauerhafte Unterschreitung
der betriebswirtschaftlichen Rentabi-
litätsschwelle zur Schließung der Fili-
alen geführt hat. Mögliche Investitio-
nen in veraltete Verkaufsstellen lohn-
ten aufgrund der sinkenden Umsätze
nicht. Als Mehrbetriebsunternehmen

besteht zudem kein Anspruch auf
Subventionen für die Verkaufsstellen.
Bei den Einbetriebsunternehmen ist
dagegen davon auszugehen, dass die
Subventionsmöglichkeiten nach dem
Gesetz zur Versorgungssicherung die
Situation zwar nicht stabilisiert, je-
doch die Entwicklung deutlich ver-
langsamt haben. Gleichzeitig tragen
die Subventionen dazu bei, dass Ver-
kaufsstellen als Bürgerkooperationen
oder im Nebenerwerb betrieben wer-
den. Betriebsübernahmen oder Wieder-
eröffnungen in Form eines Nebener-
werbsbetriebes oder eines Dorfge-
meinschaftsladens werden durch in-
tensive Beratungstätigkeit über die
Subventionsmöglichkeiten seitens der
Provinzregierung und von Einkaufs-
gemeinschaften wie der ICA Handlar-
nas AB unterstützt.

Alternative Lösungsansätze und
künftige Handlungsfelder

Nachdem die aktuelle Versorgungssi-
tuation deutlich geworden ist, stellt
sich die Frage nach der weiteren
Entwicklung im ländlichen, dünn be-
siedelten Raum Schwedens. In diesem
Zusammenhang wird auch die Sub-
ventionierung der Versorgung – wenn
nicht in Frage gestellt, so doch ihre
derzeitige Form – diskutiert und
werden alternative Lösungsansätze
vorgeschlagen. So unterbreitete das
Konsumentverket bereits 1996 einen
alternativen Vorschlag, in dem auch
innerhalb der durch die Provinzregie-
rungen neu definierten Fördergebiete
Geschäfte unter folgenden Bedingun-
gen von der Subventionierung ausge-
schlossen sein sollten (Konsumentver-
ket 1996, S.11):
• Geschäfte in Orten mit mehr als

10 000 Einwohner und in ihrem
Umland innerhalb eines Radius von
15 km,

• Geschäfte in Orten mit 3 000 bis
10 000 Einwohner und in ihrem
Umland innerhalb eines Radius von
10 km,

• Geschäfte in Orten mit weniger als
3 000 Einwohner, wenn sie mehr als
einen Anbieter aufweisen oder sich
im Umkreis von 5 km ein Anbieter
mit mehr als 800 m2 Verkaufsfläche
befindet.

Für die verbleibenden Räume wird
die Bezeichnung dienstleistungsarme
Regionen (serviceglesa områden) vor-
geschlagen, in denen 1996 ca. 455 000

Einwohner bzw. 5,14 % der schwedi-
schen Bevölkerung lebten.

Im Rahmen der Studie von 1997
wurden dann zusätzlich die Kostenef-
fekte einer Umstellung von der Sub-
ventionierung der Anbieterseite auf
die der Haushalte untersucht. Insbe-
sondere die Subventionszahlungen in
Form der Betriebsunterstützung an
die Geschäfte wurden in diesem Kon-
text kritisiert, da Mehrbetriebsunter-
nehmen wie die Lebensmittelketten
und ihre Filialbetriebe davon ausge-
schlossen sind. Die alternativ vorge-
schlagene Subventionierung der Haus-
halte sieht vor, dass alle Haushalte,
deren Einkaufsentfernung größer als
10 km ist, einen Betrag von 2,4 SEK
pro Mehrkilometer und Woche erhal-
ten (GBV & KO 1997, S. 84 u. 118).
Befindet sich die nächste Einkaufs-
möglichkeit für Waren des täglichen
Bedarfs beispielsweise in einer Ent-
fernung von 30 km vom Wohnhaus
des Haushaltes, bekäme er jährlich
eine Subventionszahlung von 52 Wo-
chen x 20 km (einfache Mehrentfer-
nung) x 2,4 SEK und somit knapp
2 500 SEK. Bei einer Entfernung von
15 km ergäbe sich eine Zahlung von
624 SEK pro Jahr, und der Haushalt,
der einen Weg von nur 9,5 km hätte,
würde nicht subventioniert.

Ende der 1990er Jahre hätten auf
der Basis der derzeitigen Angebots-
standorte ca. 64 000 schwedische Haus-
halte einen Anspruch auf die Subven-
tionierung ihrer Einkaufsfahrten. Auf-
grund der ermittelten Distanzen er-
gibt sich ein Gesamtbetrag in Höhe
von etwa 30 Mio. SEK pro Jahr.
Damit beträgt diese Summe in etwa
die Hälfte der jetzigen Subventions-
kosten für die Geschäfte (GBV & KO
1997, S. 118). Diese Einsparung an
Subventionsgeldern greift jedoch nur
langfristig, wenn die derzeitige Ange-
botssituation unverändert bleibt. Ohne
Subventionszahlungen – insbesondere
ohne die Betriebsunterstützungen –
wird das unternehmerische Risiko für
Bürgerkooperativen und Inhaber, die
ihr Geschäft im Nebenerwerb betrei-
ben, sehr groß. Mittel- bis langfristig
könnte dies zu einer Welle von
Geschäftsaufgaben führen, da nur
betriebswirtschaftlich rentable Ge-
schäfte eine Überlebenschance haben.
Betriebswirtschaftliche Rentabilität im
Einzelhandel mit Waren des täglichen
Bedarfs setzt in Schweden in der
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Mitte der 1990er Jahren bei kleinen
Geschäften mit einen oder zwei Mit-
arbeitern ca. 3 Mio. SEK Jahresum-
satz voraus (HPi 1997, S. 16ff.). Bei
einer durchschnittlichen Ausgabe für
Waren des täglichen Bedarfs pro
Einwohner und Jahr von ca. 18 000
SEK müssten ca. 170 Personen ihren
gesamten täglichen Bedarf (Kauf-
kraftbindungsquote = 100 %) im örtli-
chen Lebensmittelgeschäft einkaufen.
Da die Mehrzahl der Haushalte ihren
Gesamtbedarf an Waren des täglichen
Bedarfs nicht ausschließlich im nächst-
gelegenen Geschäft deckt, sondern
häufig ihren Einkauf mit anderen
Aktivitäten im zentralen Ort der
Kommune oder außerhalb koppelt,
gilt das genannte Kundenpotenzial
von 170 Personen im Einzugsbereich
noch nicht als Rentabilitäts- und
Überlebensgarantie für ein kleineres
Geschäft. Vielmehr müsste die Ein-
wohnerzahl nahezu doppelt so groß
sein, wenn von der aktuellen Bin-
dungsquote ausgegangen wird.

Vor dem Hintergrund, dass in den
1990er Jahren mehr als 200 Geschäfte
im schwedischen glesbygd lediglich
Umsätze unter 5 Mio. SEK erzielten
(GBV & KO 1997, S. 84), sind weitere
Schließungen in den nächsten Jahren
abzusehen, da viele von ihnen weit
unter dieser Umsatzgrenze liegen. Im
Gegensatz zur Subventionierung der
Geschäfte bedeutete dies einen An-
stieg der Subventionszahlungen an die
Haushalte, da in Folge der Schließun-
gen die zu subventionierenden Ein-
kaufentfernungen insgesamt zuneh-
men, wie eigene Modellrechnungen
ergeben haben.

Die Subventionszahlungen in den
letzten drei Dekaden haben den Pro-
zess der Reduktion der Standorte mit
einem Angebot von Waren des tägli-
chen Bedarfs im glesbygd verlangsamt,
jedoch nicht aufgehalten. Bei einem
weiteren Rückgang von Lebensmittel-
geschäften in dieser Raumkategorie
besteht die Gefahr der nahezu aus-
schließlichen Konzentration der An-
bieter auf die zentralen Orte. Diese
Tendenz einer weitmaschigen dezen-
tralen Konzentration des Versorgungs-
angebotes wurde durch den Wegfall
der auf Anbieter bezogenen Subventi-
onen stark beschleunigt. Dies käme
einer „passiven Sanierung“ gleich und
würde zu einer verstärkten Abwande-
rung aus dem glesbygd und zur

Konzentration der Restbevölkerung
auf die wenigen zentralen Orte füh-
ren.

Sollte diese absehbare Entwicklung
in den ländlichen Räumen gesell-
schaftspolitisch nicht gewollt oder
nicht akzeptiert werden, ist es drin-
gend erforderlich, konsensfähige ge-
sellschaftspolitische Leitziele zu for-
mulieren. Da auch das Beibehalten
des Status quo mit der Gefahr einer
schrittweisen Verschlechterung der
Versorgungssituation im glesbygd ver-
bunden sein wird, sind hier künftig
zusätzliche Maßnahmen oder neue
Formen der Subventionierung der
Geschäfte und/oder Haushalte zu ent-
wickeln, um eine Verschärfung der
Disparitäten hinsichtlich der Versor-
gung mit Waren und Dienstleistungen
zu vermeiden. Die Tatsache, dass
bereits heute die im Nebenerwerb
oder in Form von Kooperativen be-
triebenen Geschäfte unterhalb der
betriebswirtschaftlichen Rentabilitäts-
grenze arbeiten, sollte nicht dazu
führen, diese Form der Versorgungssi-
cherung als normal und damit zu-
kunftsfähig zu bewerten; setzt sie
doch stets Engagement und Risikobe-
reitschaft einzelner Personen oder
Gruppen voraus.

Zusammenfassend ist festzuhalten,
dass in den nächsten Jahren der
Transportaufwand für Haushalte in
peripheren, dünn besiedelten Räumen
deutlich ansteigen und damit eine
weitere Verschärfung der bestehenden
Disparitäten in der Grundversorgung
in Schweden eintreten wird. Dies
führt neben verschiedenen Einzelfra-
gen, z. B. zu wessen Lasten künftig die
Mehrkosten der Haushalte im Zusam-
menhang mit ihrer Grundversorgung
gehen sollen, zur Kernfrage nach dem
gesellschaftspolitischen Leitziel künf-
tiger Maßnahmen. Hierzu könnten
vier alternative Leitziele, ihre mögli-
chen Folgen und künftige Handlungs-
felder zur Diskussion gestellt werden:
• Beibehalten des Status quo mit der

Gefahr einer schrittweisen Ver-
schlechterung der Versorgungssitua-
tion im glesbygd als Folge fehlender
politischer Leitziele zur Zukunft
des glesbygd.

• Ersatzlose Einstellung aller Subven-
tionszahlungen an den Einzelhandel
mit dem Effekt einer beschleunig-
ten Entleerung des glesbygd und
der Konzentration der Restbevölke-

rung auf die wenigen zentralen
Orten mit entsprechenden Auswir-
kungen auf alle anderen Versor-
gungsbereiche, d. h. „passive Sanie-
rung“ des glesbygd als politisches
Ziel.

• Umstellung der Subventionszahlun-
gen auf das Haushaltsprinzip mit
dem Effekt einer Reduktion auf ein
betriebswirtschaftlich tragfähiges
Angebotsnetz und der damit ver-
bundenen Steigerung der Subventi-
onszahlungen, d. h. Abschwächung
der Folgen einer marktwirtschaft-
lich orientierten Politik für die
Haushalte im glesbygd durch regel-
mäßige Subventionszahlungen an
diese.

• Erhöhung der Subventionszahlun-
gen an die nicht betriebswirtschaft-
lich tragfähigen Anbieter (insbe-
sondere Förderung von Kooperatio-
nen und Nebenerwerbsbetrieben)
und Entwicklung von Lösungsstra-
tegien bei der Belieferung der Ein-
zelhändler sowie nicht mobiler Haus-
halte, d. h. Aufrechterhaltung der
aktuellen Versorgungssituation im
glesbygd als politisches Leitziel.

Damit wird deutlich, dass die Wahl
der künftigen Strategie zur Versor-
gung oder Nicht-Versorgung des gles-
bygd immer eingebettet ist in überge-
ordnete politische Entscheidungen.
Dies um so mehr, da neben der Frage
der Versorgung mit Waren des tägli-
chen Bedarfs weitere Versorgungsas-
pekte im Bereich der haushaltsorien-
tierten Dienstleistungen einer Ent-
scheidung und Lösung bedürfen.

Fazit

Die am Beispiel von Schweden aufge-
zeigte Entwicklung der Grundversor-
gung in periphere, dünn besiedelten
Räumen, die Beschreibung der bishe-
rigen Maßnahmen der öffentlichen
Hände und die skizzenhafte Darstel-
lung möglicher Handlungsfelder sind
ebenfalls für andere Mitgliedsländer
der EU von Bedeutung. In allen
Teilräumen der EU mit abnehmender
Bevölkerungsdichte und -zahl sinkt
die Nachfrage nach Waren sowie
privaten und öffentlichen Dienstleis-
tungen. Soweit ein physischer Transfer
bzw. ein face to face Kontakt bei ihrer
Inanspruchnahme erforderlich ist, wird
es daher zwangsweise aufgrund der
Kosten zu einer Reduktion des Ange-
bots kommen, im privatwirtschaftli-
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chen Bereich bedingt durch Rentabili-
tätsüberlegungen, im öffentlichen Be-
reich durch steigende Pro-Kopf-Aus-
gaben für die Leistungen. Mittel- bis
langfristig stellt sich damit die Frage
nach geeigneten Maßnahmen, damit
sich die entstehenden Disparitäten in
der Grundversorgung zwischen Zen-
tralräumen und Peripherie nicht über-
mäßig verschärfen. Ein erneuter An-
stieg der Nachfrage nach Waren und
Dienstleistungen wäre nur bei einer
deutlichen Zunahme an Bevölkerung
zu erwarten, die auf der Basis aller
Prognosen nicht eintreten wird. Ein
Wachstum an temporärer Nachfrage
durch einen angepassten Tourismus
oder eine verstärkte Umwidmung
verlassener Gebäude in Ferienhäuser
bzw. Zweitwohnsitze kann das Pro-
blem nur räumlich selektiv lösen, da
nicht alle Räume an derartigen Ent-
wicklungen teilhaben können. Damit
reduzieren sich alle aktiven Gestal-
tungsmöglichkeiten auf die am Bei-
spiel Schwedens skizzierten Formen
der Subventionierung oder landes-
spezifische Variationen. Da die Alter-
native einer passiven Sanierung dieser
Räume im Widerspruch zu den Zielen
der EU steht, ist kurzfristig für die
gesamte EU ein einheitliches Maß-
nahmenbündel, abgeleitet aus den
bestehenden Zielsetzungen, zu entwi-
ckeln.

Dies setzt eine umfassende Struk-
turanalyse der aktuellen Versorgungs-
situation in allen Mitgliedsstaaten
voraus, die zum Beispiel nach dem
Vorbild der Studien des schwedischen
glesbygds- und konsumentverket er-
folgen könnte. Aus einer vergleichen-
den Bewertung der Ergebnisse lässt
sich anschließend die Form der akti-
ven Gestaltung im Detail ableiten.
Hier kann nach meiner Einschätzung
nur der Weg einer Subventionierung
der Angebotsseite beschritten werden,
da sich diese Form weitgehend wider-
spruchsfrei in die bestehende Förder-
kulisse der EU integrieren ließe. Im
Sinne der Förderung des endogenen
(Entwicklungs-)Potenzials in periphe-
ren Räumen könnten von Bürgerkoo-
perationen oder im Nebenerwerb be-
triebene multifunktionale Läden
initiiert sowie ideell und materiell
ähnlich dem schwedischen Vorbild
gefördert werden. Durch ihre Vernet-
zung auf regionaler Ebene wären zur
Begrenzung der Transportkosten der

Warenbezug, die Lagerhaltung und
die regionale Distribution zu koordi-
nieren. Das Ziel aller Fördermaßnah-
men zur Versorgungssicherung muss
dabei in der Hilfe zur Selbsthilfe und
in der kurzzeitigen Absicherung mög-
licher Verluste der Einbetriebsunter-
nehmen (Bürgerkooperationen, Be-
triebe im Neben- und Haupterwerb)
liegen. Eine dauerhafte Subventionie-
rung von Verlusten dieser Anbieter ist
ebenso abzulehnen wie eine auf Dau-
er angelegte Subventionierung von
Versorgungsfahrten der Haushalte.
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